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A. Einleitung – die Wirtschaft ist von der Politik nicht mehr abkoppelbar 

Jedes Mal, wenn wir am Ostinstitut einen Ost/Letter vorbereiten, versuchen wir uns daran zu erinnern, 

was eigentlich unsere Kernkompetenz ist: das Wirtschaftsrecht, die wirtschaftlichen und 

                                                      
Zitierweise: Steininger, A., Schramm, H.-J., Immer wenn man denkt, es könne nicht schlimmer kommen, O/L-2-
2021, 
https://www.ostinstitut.de/files/de/2021/Steininger_Schramm_Immer_wenn_man_denkt_es_könne_nicht_sc
hlimmer_kommen_OL_2_2021.pdf.  
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wirtschaftspolitischen Verhältnisse zwischen Deutschland und Russland, der Europäischen Union und 

Russland sowie auch zu anderen osteuropäischen Staaten. 

Und jedes Mal müssen wir den Blick in Richtung Politik wenden, da es fast unmöglich ist, ja ignorant 

wäre, die allgemeinen politischen Gegebenheiten außer Acht zu lassen. 

Nun könnte man sagen, was hat Wirtschaft auf der Ebene von investierenden Unternehmen 

insbesondere des Mittelstandes mit der Politik zu tun: allein die Sanktionen, die stetige politische 

Verunsicherung, wie auch Investoren um ihr Geld fürchten lassen könnten, oder aber auch 

weitgreifende wirtschaftsrechtliche Fragestellungen wie etwa die Verpflichtung für westliche 

Unternehmen, ihre Personaldaten auf in Russland befindlichen Server zu speichern1 oder aber die 

immer weiter ausgreifenden Regularien im Hinblick auf ausländische Agenten beantworten diese 

Frage, ohne dass man sie weiter kommentiert. 

Trotz dieser problematischen Lage in den politischen Beziehungen sind die deutschen Unternehmen 

nach Aussage des Ostausschusses der deutschen Wirtschaft positiv gestimmt. Gerade bei der 

Zusammenarbeit im Bereich der Energie und des Naturschutzes böten sich viele neue Möglichkeiten2. 

Nichtsdestotrotz ist Ausschuss-Vorsitzender Oliver Hermes der Meinung, dass alle Möglichkeiten 

ausgeschöpft werden sollten, um eine Eskalation auf politischer Ebene zu verhindern. 

B. Die wichtigsten Probleme in der Zusammenschau 

Was sind also nun die wichtigsten Probleme zwischen dem Westen und Russland, die sich auch auf die 

wirtschaftliche Zusammenarbeit auswirken? 

I. Der Ukraine-Konflikt, für den es keine Lösung zu geben scheint 

Der ungelöste Ukraine Konflikt ist eine stetige Entzündung beim Zusammenleben und der Kooperation 

in Europa. Je nach Bedarf vermag Russland diesen Konflikt anzuheizen und wieder herunter zu fahren, 

so wie es die politischen Usancen gerade opportun erscheinen lassen. Aber auch für viele westliche 

Länder, allen voran die USA und Polen ist die Ukraine immer ein willkommener Anlass, um an die 

russische Stimmung je nach Bedarf zu verbreiten. 

Das Minsker Übereinkommen kommt seit Jahren nicht voran und scheitert im Wesentlichen daran, 

dass weder Russland seine Truppen aus der Ostukraine abziehen kann, noch die Zentralregierung in 

                                                      
1 Föderales Gesetz vom 21.7.2014 Nr. 242-FZ „Über Änderungen an bestimmten Gesetzen der Russischen 

Föderation zur Präzisierung des Verfahrens zur Verarbeitung personenbezogener Daten in Informations- und 

Telekommunikationsnetzen“, Sobr. Zak. RF, 28.07.2014, Nr. 30 (Teil I), Pos. 4243; siehe dazu 

https://www.roedl.de/themen/newsletter-russland/2015-07-08/obligatorische-lokalisierung-persoenlicher-daten-

russischer-staatsangehoeriger.   
2 https://www.ost-ausschuss.de/de/der-wirtschaftliche-optimismus-ist-zurueck. 

https://www.roedl.de/themen/newsletter-russland/2015-07-08/obligatorische-lokalisierung-persoenlicher-daten-russischer-staatsangehoeriger
https://www.roedl.de/themen/newsletter-russland/2015-07-08/obligatorische-lokalisierung-persoenlicher-daten-russischer-staatsangehoeriger
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Kiew unabhängige Wahlen in den autonomen Gebieten der Ostukraine abhalten lassen kann, ohne 

Gefahr zu laufen, dass damit die gesamte Ukraine kollabiert. Insofern bedürfte es zur Wiederbelebung 

des Minsker Übereinkommens einer Regelung, wie dieses Übereinkommen eigentlich umgesetzt 

werden soll bzw. in welcher Reihenfolge. 

Der russische Truppenaufmarsch unweit der ukrainischen Grenze und die westliche Gegenreaktion 

verbessern die Umstände auch nicht gerade, selbst wenn eigentlich kein Grund ersichtlich ist, warum 

Russland nunmehr in der Ukraine einfallen sollte. 

II. Flüchtlinge an der weißrussischen Grenze 

Auch die Tatsache, dass der weißrussische Machthaber Lukaschenko auf die Idee gekommen ist, die 

Europäische Union quasi mit Menschen zu beschießen und somit den Versuch zu unternehmen, diese 

zu destabilisieren, bringt die Situation einer Entspannung zwischen dem Westen und dem russischen 

Einflussgebiet nicht näher. Dies gilt insbesondere deshalb, da Russland offensichtlich diese Politik 

Lukaschenkos zumindest geduldet hat. Tatsächlich ist es schwer vorstellbar, dass Lukaschenko 

derartige Aktionen ohne das Einverständnis Moskaus durchführen würde. Die Art und Weise, wie diese 

Destabilisierungsversuche gelaufen sind (also mit organisierten Flügen von der Türkei nach Minsk) 

macht es dem eingefleischten Russlandversteher im Westen Zeit schwierig, noch Gehör zu finden. Die 

Ukraine-Frage wird teilweise noch als eine Angelegenheit angesehen, welche zwei ausländische 

Staaten miteinander austragen. Die Flüchtlingsfrage an der weißrussischen Grenze allerdings ist ein 

direkter Angriff auf die EU und insbesondere auch auf Deutschland. 

III. In Russland interessiert es kaum jemanden mehr, was man im Westen oder Deutschland 

sagt 

Ein Problem, welches viele westliche Medien und auch NGOs, die sich vor allem im Hinblick auf 

Menschenrechtsfragen engagieren, außer Acht lassen, ist die Tatsache, dass es in Russland kaum 

jemanden mehr interessiert, was man im Ohr Deutschland oder im Westen denkt oder sagt. 

Tatsächlich hatte Deutschland lange Jahre eine gewisse privilegierte Stellung in der russischen Politik 

und in der russischen Wirtschaft, diese Privilegierung ist vollständig eingebüßt. Da hilft auch alles 

gegenseitige Schulterklopfen im Rahmen der Veranstaltungen der Organisationen nicht mehr, die 

Russland zugewandt sind. Auf der anderen Seite wirken teilweise auch die in deutschen Talkshows 

vorgetragenen Meinungen Russland-kritischer deutscher Politiker, die annehmen, man müsse 

Russland irgendwie zu Räson bringen, bisweilen lebensfremd. Auf jeden Fall sind sie von Unkenntnis 

der Denkweise innerhalb der russischen Administration und Russlands geprägt. 
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IV. Strukturelle Verhärtung innerhalb Russlands 

Die Tatsache, dass Präsident Putin bis 2036 theoretisch weiter regieren darf, führt zu einer 

strukturellen Verkrustung des Landes. Denn nicht nur Putin bleibt an der Spitze, auch die von ihm 

abhängigen Bürokraten, Ministerialen und Oligarchen bleiben, diese wiederum haben ihre eigenen von 

ihnen abhängigen Provinzfürsten, diese wiederum Personen in Administration rund Wirtschaft der 

Regionen, die wiederum abhängig sind. Durch die quasi unendliche Verlängerung von Putins 

Herrschaft bleiben auch diese Strukturen bis in die letzte Region Russlands bestehen und führen zu 

einer Art mittelalterlichen Lehenspyramide, die aber keinem Land moderner Provenienz guttun kann. 

Selbst wir in Deutschland haben bereits merken müssen, dass – völlig gleich, ob man die Kanzlerschaft 

von Kanzlerin Merkel positiv oder negativ beurteilt – am Ende der Regierungszeit ein gewisser 

Stillstand, eine gewisse Lethargie sich wie Mehltau über das gesamte Land legte. Dieser Effekt ist auch 

in Russland zu erwarten, nur in extremem Maße. 

Dadurch wird es auch schwierig werden, mit neuen Ideen oder Ansätzen etwas am Verhältnis zwischen 

dem Westen und Russland zu bewegen. 

V. Zunehmende Repression und geheimdienstliche Aktivitäten: Stichwort „Tiergarten 

Mord“ 

Selbst wenn man vom wirtschaftlichen Standpunkt aus die Lage beurteilt, so sind repressive 

Gesetzgebungsakte innerhalb der Russischen Föderation langsam beunruhigend. Tatsächlich stößt 

etwa die Ausdehnung des Gesetzes über ausländische Agenten im Hinblick auf den 

Anwendungsbereich mittlerweile an die Grenzen von deutschen Unternehmen, die in Russland 

investieren und gefährden somit weitere Investitionen.3 

Auch die offenbar geheimdienstlichen Aktionen außerhalb Russlands stoßen mittlerweile auf 

Verwunderung. Selbst wenn man davon ausgeht, dass auch andere Geheimdienste über 

strafrechtliche Grenzen hinausgehen, so scheint es Russland entweder nicht zu stören, ob eine 

Geheimoperation aufliegt (so auch die Vergiftung mit Polonium) oder die Aktionen sind absolut 

dilettantisch durchgeführt. Vieles spricht aber dafür, dass Russland mittlerweile sich kaum mehr Mühe 

gibt, seine Aktivitäten zu verbergen. 

C. Handlungsoptionen für die deutsche Politik 

Welche Handlungsoptionen bleiben dem Westen dann überhaupt noch? Dass moralische Appelle oder 

politische Forderungen nichts mehr bringen, dürfte nicht mehr lange zu diskutieren sein. Die Zeiten 

                                                      
3 Steininger, A., Der Stein des Anstoßes: die Regelungen zu den „ausländischen Agenten, O/L-2-2021, 

https://www.ostinstitut.de/files/de/2021/Steininger_Der_Stein_des_Anstoßes_die_Regelungen_zu_den_ausländi

schen_Agenten_OL_2_2021.pdf.   
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sind lange vorbei, in denen Russland bzw. die russische Führung auch nur ansatzweise solche Appelle 

kümmern würde. 

Auch auf das Schwert der Sanktionen ist im Laufe der Jahre abgestumpft. Russland hat sich entweder 

durch eigene Produktion oder aber durch Hinwendung nach China mittlerweile Auswege geschaffen, 

um zumindest prekäre Versorgungsengpässe zu vermeiden.  

Das abkoppeln vom internationalen Zahlungssystem SWIFT würde Russland tatsächlich treffen – die 

ausländischen Investoren aber gleich mit. Russland würde mehr oder weniger zu einem nur No Go 

Area für westliche Investoren werden. Auch wenn der Umsatz in den letzten Jahren zurückgegangen 

ist, so sind es für Deutschland immer noch fast 23 Mrd. EUR. Dies ist kein leichter Schritt. 

Militärische Optionen scheiden aus.  

Dann bleibt also nur noch reden. Russland hat einen Forderungskatalog im Hinblick auf 

Sicherheitsgarantien bezüglich der Ukraine vorgelegt. Auch wenn dieser sehr weitreichend zu sein 

scheint, so ist es zumindest eine Diskussionsgrundlage, über die gesprochen werden sollte4. Pauschale 

Ablehnung – wie teilweise aus dem Westen zu hören und aus der Ukraine – hilft keinem weiter. 
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4 Schramm, H.-J., Die russische Forderung nach Sicherheitsgarantien und der Aufbau einer 

Sicherheitsarchitektur in Europa, O/L-2-2021, 

https://www.ostinstitut.de/files/de/2021/Schramm_Die_russische_Forderung_nach_Sicherheitsgarantien_und_de

r_Aufbau_einer_Sicherheitsarchitektur_in_Europa_OL_2_2021.pdf.   


